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Vorbemerkung 
Der folgende Versuch einer Analyse der spontanen Streikbewegung in der Metallin-
dustrie in diesem Jahr erhebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. Es ging vor 
allem darum, die Momente herauszuarbeiten, welche die Niederlagen in diesen 
Kämpfen bedingen. Diese Momente werden als Schwächen der gegenwärtigen Ver-
fassung der Gewerkschaftsorganisation entwickelt. Denn die produktive Verarbei-
tung dieser Niederlagen scheint uns eine wesentliche Bedingung von Lern- und 
Veränderungsprozessen innerhalb der Gewerkschaft zu sein. Eine vollständige Ana-
lyse müßte aber dem Anspruch gerecht werden, gleichzeitig die vorwartsweisenden 
Momente herauszuarbeiten. Diese werden zwar im~Aufsatz k-urz zu umreißen ver-
sucht, bedürfen aber einer genaueren Analyse, die aber nur durch eine historische 
Behandlung der Entwicklung der Gewerkschaftsorganisation möglich scheint. In 
einem späteren Aufsatz soll die Frage nach den weitertreibenden Momenten der 
Klassenbewegung dieses Jahres dann direkt aufgenommen werden, und zwar im 
Zusammenhang mit der Frage nach der Entstehung und der Tragfähigkeit der gegen-
wärtigen Vorstellungen von Demokratisierung der Gewerkschaft, von betriebsnaher 
Tarifpolitik und Stärkung der Stellung der betrieblichen Vertretungsorgane ( der 
Vertrauenskörper) innerhalb der gewerkschaftlichen Organisation. Denn da die Fra-
ge nach den weitertreibenden Momenten dieser Klassenbewegung als Frage nach 
den Entwicklungsansätzen der Gewerkschaft zur Klassenorganisation am Ende des 
Aufsatzes gestellt wird, wird es notwendig sein, die innerhalb der Gewerkschaft 
selbst entwickelten Konzepte, welche die notwendige Auseinandersetzung mit der 
Politik der IG-Metallführung ef1ektieren, zu untersuchen ( 1). 
Mit dem Lohnabschluß von 8,5 % zu Beginn dieses Jahres hat die IG-Metall 
gerade jene selbständige Bewegung in den Betrieben in Gang gesetzt, welche sie seit 
den Septemberstreiks 1969 sorgsam zu verhindern suchte. Weil sie im Winter nicht 
den Streik ausrief zur Erkämpfung der von den Arbeitern geforderten Lohnerhö-
hungen, kämpften die Arbeiter in den einzelnen Betrieben ohne Unterstützung und 
ohne Legitimierung durch die Gewerkschaftsführung. Dabei hat der Kampf der 
Arbeiter gegen das Kapital bei gleichzeitig verstärktem Verharren ihrer Klassenorga-
nisation, der Gewerkschaften, in der sozialpartnerschaftlichen Politik, im Vergleich 
* 
l) 
Thomas Mitschcrlich/Christcl Neusüb in Diskussion mit dem Redaktionskollcktiv 
Der nachstehende Beitrag nimmt Probleme wieder auf, die wir im letzter, Aufsatz „Zum 
Zusammenhang von Kapitalakkumulation, Veränderungen in den Formen der Profitpro-
duktion und der Rolle neuerer Entlohnungsmethoden in der BRD" (PROKLA Nr. 4 und 
5) entwickelt hatten. Er stützt sich u. a. auf Diskussionen im Rahmen von „cxpress"-Ar-
beitskonfcrenzen und auf die im „express", im Gewerkschaftsspiegel, in „Arbeitcrpoli 
tik" veröffentlichten Berichte. 
35 
m den Septemberstreiks 1969 ein vcrandertes Gesicht bekommen. 
In dem ersten Streik nach der Tarifrunde, dem Streik in einem traditionellen 
Avantgardebetrieb der Stahlindustrie bei Hoesch, sind schon exemplarisch die Mo-
mente enthalten, welche die Klassenbewegung im weiteren Verlauf des Jahres als 
neue Stufe der Entwicklung gegenüber den Septemberstreiks kennzeichnen. Wäh-
rend 1 %() Betriebsrat und Vertrauensleute den Streik initiiert hatten. geht er dies-
mal als spontane A rbei tsn iederlegung von der Feineisenstraße. also von den niedrig 
be„ahlten Schichten der Arbeiter im Betrieb aus. Die betrieblichen linken Gewerk-
schaftskader werden vom Streik überrascht, und da es ihnen nicht gelingt. den 
Streik „u organisieren. müssen sie ihn erfolglos unter dem Druck der IG-Metall-Füh-
rung abbrechen. Der Streik wendet sich zum einen gegen das Spaltungsmanöver der 
Betriebsleitung, die den Sinn der linearen Lohnerhohung durch Zuschläge zu den 
oberen Lohngruppen in sein gerades Gegenteil verkehrt. Zum anderen kritisiert er 
unmittelbar die Politik der IG-Metall: den Lohnabschluß unterhalb der in der Urab-
stimmung aufgestellten Forderung und ohne breite Zustimmung der Mitgliedn (~). 
Indem auf der Erfüllung der ursprü11gliclze11 Forderung bestanden wird, demon-
striert ein einzelner kampfstarker Betrieb seine Nichtunterwerfung unter das zentral 
ausgehandelte Ergebnis. Daß der Streik scheitert. liegt wohl nicht zum wenigsten 
daran. daß er. im Unterschied zu 1969. keine Bewegung in anderen Betrieben 
auslöst. Aber nicht nur das. Schon einen Tag nach Beginn des Streiks 1969 bei 
Hoesch beschließt die Verhandlungskommission der IG-Metall. die Tarifverhandlun-
gen für die Stahlindustrie vorfristig einzuleiten. Demgegenüber verurteilt Eugen Lo-
derer den Streik 1973 mit dem Argument. die Hüttenarbeiter hätten „sich und der 
Gewerkschaft durch ihre Aktionen Schaden zugefügt" (3). 
Fassen wir die neuen Momente, welche im Hinblick auf die spalere Streikbe-
wegung hier zuerst sichtbar werden, zusammen: 
l. Im Unterschied zu 1969 kommt es 1973 nicht zu einer geschlossenen Weile 
von Streiks. Der Hoesch-Streik unmittelbar nach dem Tarifabschluß hat keine 
auslösende Funktion. 
3. 
Der Widerspruch zwischen der Politik der IG-Metall-Führung und ihren Mit-
gliedern arbeitet sich schärfer heraus. Die Kampfbereitschaft der Arbeiter wird 
nicht mehr in eine Machtposition der Gewerkschaft bei den Verhandlungen 
mit dem Kapital umgesetzt. 
Im Streik zeigen sich Grenzen der gegenwärtigen Politik der linken betriebli-
chen Gewerkschaftskader. 
4. Die Politik der Gewerkschaftsführung und die Schwäche einzelbetrieblicher 
Kämpfe wird vom Kapital unmittelbar in die Stärkung der eigenen Machtposi-
tion, in Zersplitterung und in Niederlagen der Streikbewegung umgesetzt. Das 
Kapital hat St'it 1969 im bewußten Klassenkampf von oben außerordnetlich 
gelernt. 
5. Die Streikinitiative verlagert sich auf die unteren Schichten der Lohnarbeiter. 
1) In der L'rabstimmung sprachen sich 66.6 '} dL'r abstimmenden Arbeiter gegen das Ergeb-
nis aus. In Einzelbetrieben 11 k bei Hoesch II ar die Abstimmungsniederlage der IG-Me-
tall-Führung noch weit höher. 
3) Ge11·erkschaftsspiegel Nr. 5/1973, S. 11 und 13 
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Die Inhalte der Streikbewegung nehmen, wie noch zu Leigen sein wird, einen 
neuen Charakter an. 
Im folgenden soll versucht werden, diese Momente, wenn auch nicht der Reihe 
nach, genauer zu entfalten, um die Punkte kennzeichnen und als Fragen herausar-
beiten zu können, die die Schwäche der gegenwärtigen Gewerkschaftsbewegung in 
der BRD ausmachen. Denn um eine Schwäche handelt es sich in der Tat: Trotz der 
scheinbar günstigen konjunkturellen Situation sind die Kämpfe gerade in den Grol~-
betrieben länger, härter und erfolgloser als 1969 (4). Die Unnachgiebigkeit des Ka-
pitals gegenüber Kämpfen und deren Zersplitterung führt zu Niederlagen z.13. bei 
Hoesch und Klöckner, zu verschwindend geringen Ergebnissen z.B. bei Rheinstahl 
und Küppersbuch (AEG). Wo das Kapital einen Spielraum zur politischen Strategie 
hat, nutzt es ihn aus, um den Arbeitern durch Niederlagen die NutLlosigkeit und 
Ohnmacht von Kämpfen einzubleuen. Nur dort erzielen Streikbewegungen ver-
gleichsweise schnelle Erfolge, wo Klein- und Mittelbetrirhe :•ufgrund ihrer ökonomi-
schen Situation (z.B. Lieferbedingungen, gute ,Ertragslage') zu Zugeständnissen 
gezwungen werden können. Wurde in den Septemberstreiks schon nach kurzer 
Streikdauer den Forderungen in den meisten Fällen nachgegeben (5), konnte die 
Gewerkschaft zudem die unmittelbar während der Streikbewegung vorzeitig aufge-
nommenen Tarifverhandlungen erfolgreich zuendeführen, so stellt sich 1973 ein 
weitgehend verändertes Bild dar. 
4) Den Zu,ammen bang zwi,chcn der Entwicklung de, Kapitals und der Lage der A rbeitcr-
kla"c im Gang der Akkumulation haben wir im Auf,atz „Zum Zu,ammenhang von 
Kapitalakkumulation ... ", a. a. 0., bi, hin zu den neuerding, ,ich entwickelnden lang-
fri,tig stagnativen Tenclenzen der Akkumulation zu entwickeln versucht. Eine genauere 
Analy,c der gegem,artigen Situation muJ.\te untersuchen, wieweit die von Semmler/l!off-
mann in: Kapitalakkumulation, Staat,eingriffc und Lohnbewegung, PROKLA Nr. 2, 
theoretisch entwickelten :vlomcntc der Form wickrsprüchlicher Kapitalakkumulation, wo 
die,e ,elb,t nur noch auf der Grundlage von Stagnation bzw. Senkung des Lebensniveaus 
der Arbeiterklasse und progressiv sich entwickelnder Arbeitslo,igkeit stattfindet, ,ich 
heute herau,zuentwiekcln beginnen. 
5) IMSF <Hr,g.), Die September,treik, 1969, Frankfurt a. :vt. 1969. ,,Allgemein ist infolge 
der konjunkturellen Entwicklung der ökonomische Spielraum der Konzerne gröf,er ge-
worden. De,halb bc,teht in einer unmittelbaren Kampf,ituation die Neigung, relativ 
,chnell zu materiellen Zuge,tandni"en bereit zu sein." (!·"bd., S. 358) 
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Die Streikbewegung wird zersplittert 
Die Bedingungen, die die Kämpfe 1969 als spontane, nicht gewerkschaftlich organi-
sierte, entscheidend hervorgebracht hatten, resultierten aus Tarifverträgen, welche 
am Ende der Krise mit außerordentlich langen Laufzeiten und nur niedrigen Lohn-
erhöhungen abgeschlossen worden waren (6). Es kam 1969 zu einer geschlossenen 
Welle von Streiks, welche in gewerkschaftliche Tarifverhandlungen mündete. Zum 
ersten Mal wurde von den Arbeitern die Erfahrung der eigenen Stärke und eines 
Aktionsspielraums ohne die Gewerkschaft gemacht. Die Kämpfe selbst bildeten so 
erst die Grundlage dafür, daß sich in den Betrieben ein Bewußtsein von der Möglich-
keit solcher Kampfformen herausbildete. Doch schienen sie in den nächsten Jahren 
:wnächst nicht weiter notwendig. Die Abschlüsse 1970 (zwischen l O % und 12,9 %) 
wurden als mit der Gewerkschaft erkämpfte Erfolge aufgefaßt, und auch der Tarif-
kampf 1971 wurde noch als wenn auch weniger erfolgreicher, so doch als gewerk-
schaftlicher Kampf begriffen (Streik in Nordwürttemberg - Nordbaden Ende J 97 ]). 
(7) Angesichts der Laufzeit von 13 Monaten und der rapide ansteigenden lntbtions-
ratcn hatten große Teile der Arbeiter für 1973 einen gewerkschaftlich organisierten 
Streik erwartet. So konnte der Tarifabschluß von 8,5 % Anfang 1973 im Gegensatz 
zu früheren Abschlüssen von seilen der streikbereiten Arbeiter und auch der betrieb-
lichen Gewerkschaftskader nur als ein bewußtes Hintergehen der eigenen Interessen 
durch die Gewerkschaftsführung wahrgenommen weiden. 
Doch die allgemein besonders im Ruhrgebiet erwartete und z. T. erhoffte, für 
den Sommer bzw. Herbst prognostizierte neue und m;ichtige Streikwelle trat in 
dieser Form nicht ein. Zunächst gelang es dem Kapital. die Stahlindustrie von der 
metallverarbeitenden Industrie abzuspalten. War 1969 ausschließlich im Stahlbe-
reich gekämpft worden. so wurde es für die Unternehmer direkt nach dem Tarifab-
schluß l 973 notwendig. die ,traditionelle' Kampfrrfal!rung der Arbeiter in den 
Stahlbetrieben für eine allgemeine Streikbe\\.egung unwirksam zu machen. So wur-
den Befriedungsversuche in den .traditionellen· Vorreiterbetrieben direkt nach dem 
Abschluß l 973 durch Sonderzulagen unrerno111me11. Die Widersprüchlichkeit der 
gewerkschaftlichen Tarifpolitik wird während dieser Zeit in der Beurteilung der 
betrieblichen Zulagen durch Loderer deutlich: er ,pncht „vom Wildwuchs in den 
Betrieben" und betont gleichzeitig, daß die IG-Metall bei dem Kapital nicht um 
neue Verhandlungen nachsuchen wird. Die Kritik an dem „Betriebssyndikalismus" 
hat!e sich traditionell gegen rechte Betriebsräte gerichtet, die durch Betriebsverein-
barungen über höhere Effektivlöhne die gewerkschaftliche Tarifpolitik unterliefen, 
indem die Belegschaften von kapitalkrüft 1gen Betrieben aus der Taritbewegung vor-
zeitig herausgebrochen worden waren. Düch in diesem Fall richtete sich die Kritik 
von Loderer nicht gegen die Betriebsräte·. sondern gegen die Vertrauensleute, wie 
etwa bei Hoesch, die nicht bereit waren. die Interessen der Arbeiter zu vernachläs-
6) Der Tarifvertrag vom 1. 1. 196 7 bis zum l. 4. 1968 erbrachte eine· Erhöhung von 1 .9 ,_;._ 
Dc·r Tarifvertrag. der für die Dauer vom l. 4. 1968 bis 31. 12. 1970 vorgesehen \\·ar. 
erbrachte' eine Lohnerhöhung für 1968 von 4 c;. für 1969 von 3 ''i'. 
7) Bei HOL·sch w;ir c·s damals schon zu L'iner Protestdl'monstration gl'gen den uberh;istckn 
Abschlu1~ durL"l1 die IG-ML'!all in dn St;ihiindustric gc·komnll'n. 
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sigen. Der Abschluß von 8,5 'Yr, hatte bewußt der „betriebssyndikalistischen" ·1 
denz Vorschub geleistet; die reale Einkommenssteigerung in der Metc11lindu,i1ic 
nach Angaben der Kapitalseite lag bereits im ersten Quartal l ')73 nui Lii,e1 
11 r;'r. über der gewerkschaftlichen Forderung. Loderer spricht hier nichl von ci1,crn 
„Vertragsbruch" durch das Kapital, das ohne Kündigung der Tarifverträge Zulagen 
bezahlt, oft ohne Forderung der Belegschaften oder des Betriebsrates besonders an 
jene, die in den Jahren zuvor die Kämpfe entfacht hatten, also an die Facharbeiter. 
Mit einer solchen Argumentation hätte er eine Forderung nach Neueniffnung der 
Tarifverhandlungen begründen können (8). Nachdem seit April des Jahres aus einer 
Fülle von Betrieben und Ortsverwaltungen Forderungen der Vertreterversammlun-
gen und betrieblichen Vertrauenskörper nach Entfristung der Tarifverträge, nach 
zusätzlichen Tarifvereinbarungen, nach gewerkschaftlichen Verhandlungen 1u1n 
Ausgleich des Preisanstiegs an die IG-Metall-Leitung herangetragen worden waren, 
finden im Mai Spitzengespräche mit Gesamtmetall statt. In ihnen wird der Stahlin-
dustrie eine Teuerungszulage von 280 DM zugestanden, nicht aber den Betrieben 
der metallverarbeitenden Industrie (9). Dies, obwohl die Streikbewegung in den 
Einzelbetrieben schon begonnen hat und trotz der sicheren Erwartung weiterer 
Streiks. Auch wenn hier unterschiedliche Profitbedingungen in den einzelnen Bran-
chen und zwischen den Betrieben angenommen werden, so ist andererseits doch 
klar, daß Gesamtmetall bewußt die Strategie verfolgt, die kampfstarken Betriebe 
der stahlverarbeitenden Industrie von einer erwarteten Streikbewegung in der ge-
samten Metallindustrie abzuschneiden; d. h. hier wird schon die Strategie „l::ine 
Lektion erteilen" geplant. 
Die Wahrscheinlichkeit einer Streikinitiative verschob sich damit auf die me-
tallverarbeitende Industrie, also auf eine viel stärker von Mittelbetrieben bestimmte 
Branche und auf Belegschaften mit wesentlich geringerer Kampferfahrung und ge-
ringer entwickelten betrieblichen Kadern. Diese Struktur der metallverarbeitenden 
Industrie erschwert die spontane Vereinheitlichung einer Streikbewegung. 
So kommt es z.B. in Nordbaden/Nordwürttemberg schon in der ersten Jah-
reshälfte zu den meisten Streiks. 1969 hatten dort keine Streiks stattgefunden. Im 
ersten Quartal 1973 waren hier die meisten betrieblichen Zulagen schon bezahlt 
8) Im spateren Verlauf wird das Argument des Wildwuchses direkt gegen die aktiven Ver· 
trauensleute verwendet, indem gesagt wird, als JCunktioniire der 1c;-Metall seien sie ver-
pflichtet, sich an die Tarifverträge zu halten und die Tarifautonomie nicht zu unterlau-
fen, da ansonsten die Organisation regrc1.lptlichtig gemacht werden kcinnte. Betriebsrate 
stimmen mit dieser Argumentation der Mal.lregclung und der Lntlassung in etlichen 
Fällen zu. 
9) Die Einschätzung Lodcrcrs, in der metallvcrarbeitcndcn Industrie seien die Ergebnisse 
der Tarifrunde mit Befriedigung aufgenommen worden, mag \vOhl zu diesem Lrgcbnis 
beigetragen haben, erwies sich aber offensichtlich als vcillig falsch. Übrigens wurden auch 
die Ergebnisse dieser Spitzenverhandlungen, aber auch ihre Form (nicht einmal Hinzuzie-
hung der Tarifkommission) durch den Streik bei Mannesmann/Huckingen und bei Rhein-
.stahl/Duisburg kritisiert. Zudem kamen die massenhaften Forderungen nach Entfristung 
der Tarifverträge, nach einer gewerkschaftlichen Vercinbc1rung einer Teuerungszulage etc. 
sowohl von den Vertrauensleuten der Stahl- als auch der metallverarbeitenden Industrie. 
Die Forderungen wurden von Mitte April bis Mitte Mai an die Cewerhchaftslcitung 
gerichtet (vgl. dazu Berichterstattung im „express" und im „Gewerkschaftsspiegel"). 
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worden. Bei Daimler-Benz bekamen die Facharbeiter unmittelbar nach dem Tarifab-
schluf.\ bis zu 6 '/r zusiitzliche Lohnerhöhungen, ausgehandelt vorn rechten Betriebs-
rat. Nachdem in dem einen Betrieb eine Zulage gewährt wurde, begannen die Beleg-
schaften in Nachbarbetrieben sich Zulagen zu erkämpfen. Als die Verhandlungen 
um eine Teuerungszulage auf Bundesebene für die metallverarbeitende Industrie 
kein Ergebnis brachten ( 10), häuften sich die Streiks. Dabei kam es aber nur in 
Mannheim zu einer Welle, wo in 22 Betrieben zur gleichen Zeit gestreikt wurde, 
wobei hier betriebliche und örtliche Gewerkschaftsfunktionäre den Kampf um Zu-
lagen unterstützten, um die Gewerkschaft zu einer tariflichen Absicherung der Zula-
gen /U zwingen. ( Übrigens war Daimler-Benz wiederum durch eine erneute Zulage 
als potentieller Streikbetrieb herausgebrochen worden.) Damit war die Bewegung in 
Nordbaden/Nordwürttemberg ausgelaufen. 
Der Anfang der zweiten Jahreshälfte war gekennzeichnet durch eine große 
Anzahl von Streiks in den verschiedensten Teilen der BRD. Um nur einige zu 
nennen: VW/Kassel, Karmann/Osnabrück, Vulkanwerft/Bremen. Klöcknerhütte/ 
Bremen, Hella/Lippstadt. Diese Kämpfe bildeten jedoch keine einheitliche Streik-
welle. Bei dem Avantgardebetrieb Klöckner kommt es zu einer Niederlage (11). So 
hat das Kapital die Möglichkeit, streikende Belegschaften hinzuhalten oder offensiv 
gegen sie vorzugehen. Indem der Juli keine geschlossene Streikbewegung brachte. 
verst;irkte sich in Einzelbetrieben die Tendenz, ohne eigene Aktion durch den Be-
triebsrat Zulagen aushandeln zu lassen, selbst wenn sie einem nicht ausreichend 
erschienen. Nach den Sommerferien kam es dann in Nordrheinwestfalen nach fast 
eineinhalb Wochen Streik bei Pierburg/Neuss und nach fünf Tagen Streik bei 
Küppersbusch/Gelsenkirchen durch den Streik bei Opel ( 12) in über 40 Betrieben 
zum Streik, wobei jedoch in der gleichen Zeit in w,:it über 200 Betrieben ohne 
Aktionen Teuerungszulagen ausgehandelt werden ( 13). Das Kapital konnte so die 
10) Die VL·rhandlungL'll ,,·unkn L'ntgL'gl'n tkP 1-"or:..krungcn un1 TL'ucn1ngszulagL' aus den 
lktric'bc·n um eine· Anhebung: des l 1rla:il1'gcldc, ;:e·fül,rt. 11 as tarifrechtlich damit be-
g:ründc·t II unk. dah so das Kapital im ncil'iistcn .Jahr ;1ud1 nod1 die· Frhöhung,·n zahlen 
tl1ÜSSL'. 
11) Oe·r Klockncrstre·ik im Juni ist ;1h11lid1 "iL- der llo,:se·hslrcik zu sc·hen. Hil'r kam es kurz 
n,rch ,kr tariflichen Zulage· von 280 D~1 Zll dem K;:mµf. nad1dc·m die Arbeiter in der 
Vulkam,·e·rft in Bremen c·ine•n Lrfolg: e·rrckht hatkrL D.1be·i vcrsud1tc• das Unternehmen 
die· Scl111·,1clwn im Verh,iltnis z11ischen Be·triebsrat und lkkg:sd1aftl'n auszunutzen. Der 
SPD-Arbe1tsd1re·ktor 11·ar II e'sl'ntlich daran beteiligt. Bei Klöcknl'r hatte ,ich in der Beleg-
schaft gq;enübcr dem Betriebsrat das Ve·rsr:indni- !lcr,11is!!e'lJildet, sich auf ihre starke 
ln!L're·sse·nvc·rtrl'tung auch in der aktiven Organisiernng des Streiks ein Stück 11eit verlas-
sen zu können und von daher se·lbst nicht unmit!L'ibar aktiv an der Durchführung des 
Streiks !L'ilzunehmen. So war e·inersc·ih dk Identifikation mit den Stre·ikmafüiahmen 
unte·rc·nt11·ickl'it. ande·re·rsc·it.s bote•n die• khknde· u1nnittl'lbarc Kommunikation und Ent-
sche·idungsLihigkL·it der Stre·ikend,·n der l 1nkrnehmen,deitung die Mög:lid1kcit. durch 
Tricks (sd1einbare Wiederaufnahm,· der Arbe•it) und Drohungl'n die Arbe·ikr zu ven,ir-
ren (vgl. !!e'nauer: .. Arbeite·rpolitik", 14. Jg .. Nr. 4. Oktober 1973). 
12) Exemplarisch für das Vc·rhalten des Kapitals in dc·r Automobilindustrie ist, daß bei Opel 
gestreikt II ird. 11·ührend bei VW und BMW unverzüglich Zulagen ge11·ährt 11·erden. 
13) Dazu noch z11·ei Beispiele: bei Küppe•rsbusch in Gdsc•nkird1c·n ist die AEG e•rst nach fünf 
Tagen zu einem ZugesLindnis be•re·it: 180 DM. Einige Wochen später 11erde·n im gesarnte·n 
Konzern 200 DM g:e·1dhrt. so d,11.i die· Arbe·itc·r bei Küppc•rsbusch 11·eitcre· 20 DM ohne 
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Widersprüche in der Bewegung als auch die Widersprüche in der gewerkschaftlichen 
Tarifpolitik ausnützen. Die Auseinandersetzung bei Ford,Koln. die mit einem orga-
nisatorischen Desaster endet, ist dabei die offensichtlichste Erscheinung ( 14). 
Kampl c·rhalten. Bei Opel gc,chi,·ht ahnliche,: nach dem Streik II erden 180 D\1 bezahlt 
(plus einem Vorgriff von 100 D\l auf das \\-eihnachbgeldi und nach einigen Tagen 
\\erden 11eitcre lOO D\! zuge\landen. zu einem Zeitpunkt also. ab dic,cr zu,atzliche 
Betrag nicht mehr in dc-r Öffentlichkeit und damit in den anderen Betrieben diskutiert 
\\ erden k;.inn. 
14) Die beiden groben Streih bei Opci'Bochum und ford"Kciln zeigen dabei im Verl1<lltcn 
der IG-:\ktall sehr ahnlid1e \lornente. Bei Opel ,ind die unteren Schichten d,:r Arbeiter 
noch zum groberen Teil dcul\chc Kollegen: aufgrund der Kri,e im Bergbau. Der Bctrieb,-
ratworsitzende führt hier gez,,·ungenermaben die \"erhandlungen. 11 obei er die Streiken-
den zugleich in der Öffentlichkeit diffamiert. Die Verhändlungcn II erden ,ofort auf 
KonzL·rncbcne geführt. 11odurch sie der Kontrolle durch die Streikenden entzogen sind 
und am Ende die Bcleg,chaften des Konzern, 1Bochum-Ru„el1heim Kaiser,lac1tcrn1 gc-
g:eneinandc'r au,gc',pic'!t \\ erden und der Streik ,o auf Bochum reduziert bleibt. :\ach drei 
Tagen kommt c·, zu einem Erg,'b:m. da, von den Streikenden abgelehnt 11ird. doch die 
Bcleg,cluft hat nun kc-in Organ. d:i, verhandeln kann. sie vertrauten auf die \"ertraucns-
lcutc und c1111ge aktive 13':tricbsrate. die Jedoch im Betriebsrat in der \lindcrheit ,ind. 
Betric·bsrat und Gc-schaftskitung erzwingen jetzt die Aufnahme der Arbeit. Der Betrieb,-
ratsvorqtzen,k ,pricht davon. dah die Streikenden ,eine Vnhandlungen ,toren 111.irden 
und ,chucl1tert di,· Vertraucmkute mit dem Argument ein. der Streik sei ge11 erkschafts-
schadig:end. [lc-r Strc'ik II urde so am vierten Tag abgebrochen. Bei Ford operieren der 
Betriebsr,t! und die Ge,chaftslcitung in ahnlicher Weise. \\·o bei Opel die Streikfront 
nicht offrn,ic!ctlich au,einanderbricht. zc-rfällt ,ie hier sehr schnell in z11ei Teile. \\ah-
rend bei Opc·I J1,· Arbeiter im Werk blieben und die Lntcrnchrnemkitung hiergegen 
keinen Angriff durchführt. um die· Streiks,·hiehten nicht bezahlen zu mussen. ,chlict.,t 
Ford das Werk. um den Streik zu spalten. Die Orgarmation greift dagegen nicht ein. 
sondern man hofft auf ein Totlaufen der Bc11·eg:ung. Die Halle. von der die Bc,1egung 
ausg:,·g:angen 11ar. bildete sofort eine Streikleitung, die sich jedoch II ahrend de, Kampfe, 
entscheidend ünderte. Der Betriebsratsvorsitzende verlagerte die Verhandlungen be 11 u!Jt 
von dc'r Werksebene auf die Konzernebene. um sich der Kontrolle zu entziehen. Die 
Forderungen lehnte er ab .,utopisch" ab. Damit ,,ar der \"crtrauensleutekcirpcr gespal-
ten. Die Streikleitung kampftc um die Anerkennung durch den Betriebsrat und Legalisie-
rung: des Streiks durch diesen. Hierdurch entfremden sicl! Betriebsrat und Streikleitung. 
11·ie auch die ausländi,chcn und dcuhchcn Kollegen. Durch die \\"erks,chliefoung II ird der 
Streik jetzt fast ;rnsschlieblich durch die türkischen Arbeitc·r getragen. 1 Die Forderung 
nach der Legalisierung des Streiks resultiert aus der \!oglichkeit in der Türkei. die der 
Gewerkschaft nachtrJg:lich die Legalisierung des Streiks erlaubt.) Die deuhc'11en Arbeiter. 
die nicht in der Streikleitung adüquat vertreten sind. oric·ntieren sich an dem Betriebsrat. 
Die Vc·rtrauensleute, in der :\lehrzahl deutsche Kollegen. bleiben inaktiv. Ihre einzige 
AktiviLit. am vierten Streiktag: eine Demonstraticn zu organisieren. um II ieder die Initia-
tive zu erlangen. 1,·ird von dem Betriebsratsvorsitzenden hintertrieben. indem er ihnen 
vcrscll\l cigt. dab auch an diesem Tag: däs Werk geschlossen bl,~ibt. Die \"ertraucnsleute 
sehen andererseits nicht ihre Aufgabe in der direkten Auseinandersetzung - es kommt 
nicht einmal zu einer Vertrauensleuteversarnmlung -. sondern or;entieren sich mehr an 
der Aufgabe, die betriebsnahe Tarifpolitik in der Organisation durchzusetzen. Auch bei 
ihnen hat das Argument verfangen. dal.\ ,ie als Funktionäre an die Friedenspt1icht gebun-
den sind. Die Strc·iklcitung: begeht dann einen 11·eiteren sclrneren Fehler. indem sie das 
Angebot. zusammen mit dem Betriebsrat und der Ge,chaftsleitung zu verhandeln, ab-
khnt. Die letzte l\-1ciglichkcit. die deutschen und ausfandischcn Kollegen 11ieder zu einer 
Aktionseinheit zurückzuführen. 11 ar damit verloren gegangen. So kann, 11·ie bei Opel. die 
Geschäftskitung: und der Betriebsrat nach dem Verhandlungsergebnis hier die Arbeitsauf-
nahme ge1nltsam ,·rz11 ingen. 
41 
:ihrend dieser Streib,elle kündigen IG-\ietall und Gesamtmetall ein Spitzenge-
Doc:h durch die Zersplitterung und Spaltung der Klassenbewegung durch 
die durch die Politik der IG-\ietall möglich wurde. versanden diese 
Z\\ angslaufig. da die Bewegung. die von den Betrieben ausging. letzt-
lich gebrochen war. da kein t.iber den Einzelbetrieb ubergreifendes Moment für die 
Vertrauensleute und Belegschaften ersichtlich war. 
Ein die Strategie des Kapitals kennzeichnender Punkt scheint uns die Tatsa-
che zu sein. da[, es in den Verhandlungen im \1ai der Gewerkschaftsführung keine 
in Bezug auf die metallverarbeitende Industrie macht. Damit nutzt 
das Kapital die mangelnde Bereitschaft der IG-\!etal!führung. die beginnenden 
Streiks zu unterstützen und in eine Verhandlungsposition gegenüber dem Kapital 
umzusetzen. zur Zersplitterung der Streikbewegung. Es gesteht damit aber auch der 
Gewerkschaft keine durch Zugeständnisse erreichte Integrationsfunktion mehr zu. 
sondern treibt sie in eine Position. wo sie sic:h den Arbeitern gegenüber vor allem als 
Disziplinierungsinstrument darstellt. Die auf betrieblicher Ebene mit den Betriebsrä-
ten ausgehandelten Zugeständnisse sind das weitere Moment der Zersplitterung der 
Lohnbe\,·egung. Sie stärken zudem die Position unternehmensfreundlicher Betriebs-
räte und wirken damit auch wieder in Richtung einer Schwächung der Gewerk-
schaft als potentiell vereinheitlichender Organisation der Arbeiter. 
Dabei hatte sich allerdings die Gewerkschaftsführung von vornherein in eine 
Situation gebracht. wo die von ihr beanspruchte Repräsentation der Gewerkschafts-
einheit nur noch als von ihren Inhalten verselbständigte Form propagiert werden 
konnte: Gewerkschaftseinheit nicht als Machtpotenz der Arbeiterklasse gegenüber 
dem Kapital zur Sicherung ihrer Reproduktionsbedingungen, sondern als Machtpo-
tenz der bürgerlichen Gesellschaft zur Festlegung der Arbeiter auf eine das Kapital-
wachstum und die .S ta bili tä r des Gesamtsystems begünstigende Forderungspolitik. 
Der Versuch der Gewerkschaft, den aus den Betrieben kommenden Forderungen für 
die Tarifrunde 1973 eine lohnpolitische Stillhaltepo!itik entgegenzustellen und sie 
ohne Rücksicht auf die Kampfbereitschaft der Arbeiter durchzusetzen, entspricht 
auf der anderen Seite die Cnfähigkeit, den betriebsegoistischen Tendenzen. wie sie 
gerade von rechten Betriebsräten repräsentiert werden, entgegenzutreten. Auf der 
:23. Ordentlichen Bezirkskonferenz der IG-Metall in Essen weist Loderer darauf hin, 
,,daß sich die IG-Metall ,gegen ein Auseinanderklaffen von tariflichen und betriebli-
chen Entlohnungsbedingungen' wehren müsse .. Die Tätigkeit der Betriebsräte darf 
sich nicht von der Organisation entfernen, sondPrn müsse in ein schlüssiges Konzept 
gewerkschaftlicher Betriebspolitik eingebettet werden: Gegen unberechtigte Kritik, 
gegen Alleingänge von Funktionären müsse die Gewerkschaft offensiv vorge-
hen" (15). Über den Hoe,ch-Streik berichtet der Gewerkschaftsspiegel: ,,Eugen Lo-
derer ... nimmt eine ablehnende Haltung zu den Aktionen der Hoesch-Arbeiter ein. 
Er erklärt, die Hüttenarbeiter hätten ,sich und den Gewerkschaften durch ihre 
Aktionen Schaden zugefügt'. Die Streikenden haben für diese Haltung kein Ver-
ständnis und kontern mit der Frage. ob es nicht vielmehr unzureichende Tarifab-
schlüsse seien, die den Gewerkschaften Scr,aden zufügten" (16). In anderem Zusam-
15J Ruhr-Nachrichten, Zeitung für Gelsenkirchen. Nr. 98 
16) Grnerkschaftsspiegel, Nr. 5/1973, S. 13 
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menhang wiederum warnt Loderer vor dem . .innerbetrieblichen Wildwuchs·· r 
Entlohnung. Indem die Politik der Gewerkschaftsführung sich nach den Stabilitats-
zielen der SPD richtet. gibt sie dem Kapital freien Raum. die Gewerkschaftsorgani-
sation durch Zugeständnisse auf betrieblicher Ebene zu schwächen. gibt s1e dem 
Kapital die Möglichkeit, Kämpfe in '.\iiederlagen umzuwandeln. damit aber selbst 
wieder die Verhandlungsposition der Gewerkschaft für Tarifverhandlungen zu Ufr 
tergraben. 
Die Widersprüche zwischen der Politik der IG-Metall-Führung und den Arbeirerinte-
ressen kommen klarer zum Ausdruck 
Nachdem wir versucht haben. die Niederlagen und die Zersplitterung der Streikbe-
wegung aus der bewußten. die Polnik der Gewerkschaftsführung ausnützenden Stra-
tegie des Kapitals zu begründen. solles im folgenden darum gehen. die neuen Inhalte 
der Streikbewegung als Grundlage des 1973 klar hervortretenden Widerspruchs zwi-
schen Gewerkschaftspolitik und Arbeiterinteressen darzustellen. 
Nachdem die IG-Metall darauf verzichtet hatte. den bestehenden Spielraum 
für Lohnerhöhungen auszunutzen im Glauben nämlich. sie könne als Verwalter des 
Preises der Ware Arbeitskraft der SPD-Regierung einen niedrigen Preis als Stabili-
tätsopfer präsentieren. ohne Rücksicht auf die Lage und Kampfbereitschaft der 
Arbeiter und die Konjunktur des Kapitals. da wird ihr sowohl vom Kapital ( durch 
betriebliche Lohnzugeständnisse). als auch von den kämpfenden Arbeitern vorexer-
ziert. daß sie nicht in der Lage ist, den Preis der Ware Arbeitskraft als gesamtwirt-
schaftliche Größe zu planen. Die Fiktion der Gewerkschaftsführung. den Lohn :ils 
gesamtwirtschaftliche Einkommens- und Verteilungskategorie politisch venvalren 
und damit sich selbst zum Instrument staatlicher Wirtschaftspolitik machen zu 
können. schlägt sich in zunehrnendem Widerspruch zwischen Gewerkschaftsführung 
und Teilen der Arbeiterklasse nieder. 
Daß der Lohn Ausgangspunkt des Klassenwiderspruchs und der Klassenaus-
einandersetzung ist und nicht einfach eine makroökonomisch, durch zentrale Tarif-
verhandlungen zu manipulierende Rechengröße unter anderen, darauf v.:ird die Ge-
werkschaft zunehmend auch durch den Inhalt der Kämpfe verwiesen. Schon im 
Hoesch-Streik wird durch das Pochen auf die lineare Lohnerhöhung sichtbar. daJ~ 
die Arbeiter ihre Forderungen gegenüber dem Kapital ;,;,n den Bedürfnissen der 
Reproduktion der Arbeitskraft, an ihren eigenen Lebensbedürfnissen orientieren. 
Die Arbeiter berufen sich hier nicht mehr auf tradierte Vorstellungen .leistungsge-
rechter' Entlohnung. Nicht zufällig fallt die Distanzierung der IG-Metallführung 
vom Hoesch-Streik mit ihrer Kritik an den betrieblichen Gewerkschaftern zusam-
men, welche die lineare Lohnforderung in die Tarifrunde eingebracht hatten. L:nd 
in der Tat ist die Linie der Gewerkschaftsführung, den Lohn als gesamtwirtschaftli-
che Einkommenskategorie verwalten zu wollen. nur auf der Basis der Vorstellung zu 
begründen, im Lohn erhalte der Produktionsfaktor Arbeit seinen ,gerechten' Anteil 
an dem von ,den Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital' gemeinsam pro-
duzierten Produkt. Wenn demgegenüber die Klassenbewegung des Jahres 1973, aus-
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gehend \On der \'errcidigung der linearrn Lohnerhohung bei Hoesch. weitngt'führt 
durch die Kämpfe um dit' Ausdehnung des l'rlaubs fur auslandische Arbeiter bei 
Karrnann Osnabrück. Verallgemeinert ub-:r d1t' Kämpfe um Teuer1111gszu!Jg,·. seinen 
Hohepunkt findend im Kampf vor allem dn türkischen Arbeiter bei Ford um 1 DM 
für all,, \erbesserung der Arbeitsbedingungen. Verminderung der Bandgeschwindig-
L:.'it. 6 VVochen Lrlaub. RucknaJm1e der Entlassungen. wenn sich so die Klassenbe-
, '),Wng inhaltlich auf die Rep;uduktio11sbedi11g1111gc11 dn Arbeitskraft bt'zieht. die-
se.· gegcnuber dem Kapital einfordert: dann muF Lli,, an Einkomrnensgrbl~en im 
P.ahmen kapitalistischer Wirtschaftspolink orientierte. il: diesem Sinn also bürgerli-
cile Politik der Gc\\erkschaftsführniig sich in \\:iderspruch zum Klasseninhalt der 
.okonornischen· Kämpfe setzen. 
Konnten die St'pternberstreiks \On 1969 also noch mehr oder wt'niger fraglos, 
d. h. ohne \·eranderungen der enrnickeltt'n gewerkschaftspolitischen Linie, in die 
tradierte Politik der Gewerkschaftsfurhung eingebaut werdt'n. indem sich die formu-
lierten Lohnforderungen an den gt'stiegenen Gewinnen orientierten. sich selbst auf 
dit' \On \Virtschaftsmimstn Schi!lt'r propagierte ,Soziale Symmetrie" ( 17) beziehen 
konnten. so entv,ic:kelt sich in der sich aus\veitenden Orientierung der Arbeiterfor-
derungen an ihrer Reproduktion der Widerspruch zur offiziellen bürgerlichen Ge-
werkschaftspolitik weitaus schärfrr. Dieser Widerspruch läf~t sich in zweierlei Rich-
tung fassen Z11111 2111e11 \\enden sich die Streiks gegen die zur Reallohnstagnation 
bis hin zur Reallohnsenkung führende Politik der IG-'.1.lt'tall. sofern diese sich auf die 
gesamte Lo/111/zo!ze bezieht. Zum a11dere11 \\ird zunehmend d'Jrch die Streiks auch 
praktisch eine Politik der Gewerkschaft kritisiert, \\ e lche die Bedingungen der A 11-
1t·end1111g der Arbeitskraft dt'm einzt'lnen Kapitalisten überläht. Dies wird besonders 
beim Ford-Streik deutlich. Aber auch in anderen betrieblichen Streiks werden For-
derungen gegen die Anwendung bestimmter Lohnsysteme. gegen Akkorderhcihung 
etc. formuliert ( !8). In zwei Punkten also enveist sich die historisch herausgebilde-
171 \'gl. l\lSF. Die Septemberstreiks 1969. a. a. 0 .. S. 238 f. Z1\ar liegen der Streikbe1\e-
gung Juch Erfahrungen von ArbeJtsintensnierung und Produktionssteigerung ohne 
Rücksicht auf die Arbeiter und ohne entspr,'chende Lohnerhöhung zugrunde. doch setzt 
sich di,:<e Erfahrung noch nicht in spezifische Forderungen um. 
l 8) Hi,·r ,'inc rnrlaufige Aufstellung von F ordcrungen. \\ eiche sich auf Arbeit,bcdingungen. 
die Reproduktion der Arbeiter. die Deklassierung der unteren Arbeiterschichten. Lohnsy-
steme ,:tc. richten. 
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15. l .. Hocsch-Rochrcm, crke AG-Barop. l·nzufriedenheit mit Lohnfindungsprinzip und 
PrJrnicn')~ stcm: 
26. l -8. 3 .. \lannesmann.'Huckingen. \','rbeS\crung des Pramicnsyskms und der Ar-
bcibbed ingungen. 
'"·- 7. 5 .. Kannann!Osnabrück, 4 \\·ochen Betriebsurlaub fiu auslandisch,· Arbeiter (Por-
tugit:st:n und SpanJt..'r 'lll,_'ikl?n): 
15.-16. 5 .. Heidelberger Schnel!prcs,c Wiesloch. 6 Wochen statt bisher 4 Wochen zusam-
menhangenden Crlaub (Spanier streiken): 
19.-22. 5„ John Deere/'.!annheim, zunachst Änderung der Akkordregelung. dann Lohn-
forderung: 
10. 8„ Fernsehapparatcfabrik Philipp/Krefeld. Rücknahme der Erhohung der Tagespro-
duk1ion: 
13.-20. 8„ Pierburg AG/Neuss. Teuerungszulage. Aufhebung der Leichtlohngruppe 2 
/vor allem ausländische Arbeiterinnen): 
te. auf die Gesamtlohn be\1 egung unter t1s,i1c r C,, 
sichtspunkte hm orientierte Pol1til1. der iG-\letall h,tr als uberholt' sie 11ird zum 
einen durch die intlationare Enrnicklung unterlaufen. zum anderen durch die f3 
higkei t des Kapitals . .\1ehrarbei t im Produktionspro2e1:- dur,:h eile , c-rschiede nsle n 
Formen der lntensi1ierung der Arbeit Dai:· h1crbi'i die drohende .-'tr-
bei tsplatzunsicherhen rnsatzli-::h als \11tie I der .--\ uspressung Ion 
'\1ehrarbeit mm Kapital eingesetzt 111rd. zeigt ebenfalls de, rnn 
Arbeitsintensi1,ierung und Entlassungen. 11ekhe den 
Streiks bilden ( 19). 
In unserem letzten Aufsatz ( 20) 11aren 11ir zu dem Röultat dai~ 
sielt die Beschrankung der Lohnrate. die Arbeitsplatzunsi:herheit und dk 11acllsen-
21, 8,. \b,chment'Jbrik f Täcke Rhe111e. \'org:1bcuil\crkurzung,-n. 
11 
- 27,8. Opel'Bochum. Teucrung,zulJge rnn 300 D\L ,,in TJg: mehr 1.·rbub för 
d,-r,chicht,'n. \\cihnJ,'hhgcld Juf Grundlag,, ,on 185 Stun,icn. b,-z,ihit,• Pc;u-c' 10n JO 
\!inutcn: 
2-L -30, 8,. ford'f;:oln. ,gL Fu1,norc 191 
2-1.--29, 8„ Philipp, AJchen. Tcu,•rung,zulJg,-. Erhohung de, Stun,k,·,L>hn,_ \\,'c~Ldl 
Lohngruppe 2. \\',,gf.111 der SJm,tJg„chicln, 
24. 8 .. \'crcinig:tc- S'-'hlus,,;,d,,crkc Solin~cn. 1 D\L s~nkung de) :-\kkords. 
l 91 in d,-r H3lk. in II elch,·r der Streik begJnn. ,, urd,' nJch cicr ArbcJTc'r trotz 
Ab11 ,·,cnhcit ,on c'd, 40 · cier Arbeiter die Produktion nur :im 
Zudl'm :-.l~it..'n zu die:-.~'r Zeit Stopper an den Bandcrn cr"chicncn. E,. '-TJnd al,o d1-: 
Befürchtung, dJt, d11._' t·ntt.'rnchnh'n:-,kitung die Enti:1-;.;.unf'. Jcr . .\rbcncr untc'l \'01g2-
,chobcn,·m Grund zum AnlJJ., cmcr II citeren Steigerung de, Arbcibtempo, fin die t'brig-
gcblic'benen JL1'nutzen 11·urcie, In einem flugb!Jtt des IG-\ktall- \'crtraucnskorpcr,, \\ ar 
,ch11n \litte Aug:u,t vcrmut,•t ,, ordcn. dat, .. 111 Zukunft noch mehr Druck auf die betrot-
icncn Kollcg1..'n und Kolleginnen" au:-.gcub1 \\erden\\ urdc. Em ""\I1qcr" des cngli)cht::Tl 
Ford1n..1nJg-:n11,..'nh hJ.tt1.: die „C-nvcr~chJ.n1thc1t'" bc-.,c,:,.tn ... JLh Grundcn Lkr Ko~tcn1;..·r· 
,parni, di,· Reduktion der „Cbcr,tundcn auf cm \1inimum,,, bei gkichzeitiger Reduk-
tion der Pbn,tcllcn" zu fordern, Die' DKP-Zellung .Der Prufstand· ,pricht \'Oll 5 7,+ Ent· 
las\l1ngcn in1 August mit dLm vorg:c\chobencn Grund de~ uncnt-.chuld1gtcn Fehlen~. Si1: 
geht da\·on au'!. d;..1b zum einen ein gezielter P-:Vionalabbau, zun1 anderen Dbziplin1crung 
der Bekg,d1aft damit beabsichtigt ,cL Die Arbeiter mul,icn demnach mit einiger Sicher· 
hcit annehmen. daf., die Entlassungen auf ihrem Rucken ausgetragen \\Ürdcn. So ist es 
kem Zufall. dJ1' ihre Solidaritat mit den entlas,cnen Kolicgen. Au,lo,ungsrnon1-,nt des 
Streiks. unmittelbar ,erknupft II ar mit der Forderung nach Verminderung des ,\rbcits-
tcmpo,. !fögesJmt nimmt der innere Zmarnmenhang der Forderungen solchen \'orstcl· 
lungen jCglrche Grundlage. 11 eiche die Kampfinhalte rnn Streikbc11 egungcn in qualitatl· 
vc. auf c;ic Arbcihbellingungcn gerichtete. potentiell rc,,olunonare auf der einen und 
quantitative, nur Juf den Lohn gerichtete. das s,,stcm stabilisierende Forderungen c1uf 
der anderen Seite amcinJnderdividiercn ,, ollen, G.:rade für die unteren Arbeiterschich-
ten. ,,_eiche in den niedrigsten Lohngruppen eingestuft s111d. die Arbeiterschichten also. 
11elche im Fortgang der Akkumulation des BRD-Kapitals sich mehr und mehr mit auslan-
dischen Arbeitern, mit Frauen. mit proletarisierten Bauern aus dem Cmkreis der nobcn 
lndustrieuntren auffüllen. aber auch jungen Arbeitern. ist die Trennung eine k;rc Ab· 
straktion. Die allgemeine '.\icdrigkell des Lohl1\. jetzt noch zusammengenommen mit den 
hoh,·n Inflationsraten. erz11 ingt selbst 11,iedcr Leistungssteigerung:, -C-bef\tunden. Akkord-
schmderei. Diese Erfahrung. zusammengenommen mll der an den Entlassungen demon-
strierten Cnsichcrheit des Arbeitsplatze,. bilden die Grundlage der F ordcrungen de, 
Ford-Streiks, In ihnen. vorgetragen vor alkm von den türkischen Arbeitern. ,, ird ver-
sucht. den beschriebenen Zirkel zu durchbrechen, 
20) Vgl. Anmerkung 11 
dr:: :c1oeitsbelastung als allgemeine Probleme der Arbeiterklasse in der BRD in 
sL,i1kc rem .\1af,e geltend machen. und daß sich daraus zunächst die Moglichkeit von 
Konfül<len ergibt. die selbst wieder die mögliche Grundlage der Bildung von Klas-
srnbe1,,ußtsein und damit der Vereinheitlichung der Arbeiter als Klasse gegenüber 
dem bilden. Damit seien die zukünftigen Probleme für die gewerkschaftliche 
Interess~mertretung der Arbeiter gestellr. die zugleich die politische Artikulierung 
der .'Hbeiterklasse gegenüber dem Kapital und dem Staat befördern werden. Gleich-
zenig 1, aren \\·ir davon ausgegangen. da[, ein solcher Prozeß angesichts der Zusam-
rr,rnsetzung der Arbeiterklasse in der BRD (ausländische Arbeiter und Frauen bil-
den e;ntn großen Anteil der am niedrigsten bezahlten und von der Arbeitsintensi-
am sclmersten betroffenen Schichten der Lohnarbeiter in der BRD) und im 
auf den gegenwärtigen Zustand der Gewerkschaftsorganisation in sich 
selbst ".iderspruchlich und ungleichmäßig verlaufen dürfte. 
:<un fällt an der Streikbewegung 1973 folgendes ins Auge: Im Unterschied zu 
\'-O die Streikinitiative vor allem von der Schicht der Facharbeiter aus-
gmg ( ~l). übernehmen in diesem Jahr die unteren Schichten der Arbeiterklasse in 
vielen Betrieben die Streikinitiative. Dies gilt schon für den Hoesch"Streik. ent-
1,\ickcir sich dann abe:weiter als Streikinitiative und zunehmende Kampfbereitschaft 
gc der ausländischen Arbeiterinnen und Arbeiter bei Karmann/Osnabrück. John 
Deere :dannheim. Hella. Lippstadt. Pierburgl°'.'<'euß und Ford/Köln. Die Initiative 
F ,11 ,::ti,m dieser Schichten prägt gleichzeitig die neue Militanz der Kämpfe. Die 
'.\hlitanz und die Formen. in denen die ausländischen Arbeiterinnen und Arbeiter 
die Sir1eiks führen. bildet andererseits partiell die Grundlage von Konflikten mit 
deu eschen Arbeitern. welche vom Kapital - bei Ford ganz offensichtlich mit Unter" 
Sll.ilzung des Betriebsrats - zur Spaltung zwischen deutschen und ausländischen 
Arbeit,'rn und zum brutalen Polizeieinsatz gerade gegen die ausländischen Arbeiter 
wird. Der Gegensatz zwischen traditioneller. sozialdemokratisch orien" 
ti~rttr Ge\\erkschaftspoliti.k und Arbeiterinteressen wird in dieser Streikbewegung 
am \'ehementesten von den ausländischen Arbeitern formuliert. Es zeigt sich hier 
ein '" ei,eres entscheidendes Problem der Gewerkschaft in der BRD: die mangelnde 
Oriemierung der gewerkschaftlichen Interessenvertretung auf die Lebens- und Ar-
beitsbedingungen der unteren Schichten der Lohnarbeiter. der ausländischen Arbei" 
ter und der Frauen. sowie die Strategie des Kapitals. diese Schwäche für sich zur 
Spaltung der Arbeiterklasse auszunutzen. Die beschämendste 1\Jiederlage der Ge-
werkschaft in diesen Kämpfen stellt die Kooperation von Unternehmensleitung. 
Teilen de, Betriebsrats und der Vertrauensleute und Polizei gegen die türkischen 
und Teile der deutschen Arbeiter bei Ford dar. 
Im Prozeß der Ent\\icklung der Klassenkämrfe aufgrund der Bedingungen, 
denen die Arbeiter im Akkumulationsprozeß des Kapitals gegenwärtig unterliegen, 
sind also '.\1öglichkeiten für das Kapital enthalten. von vornherein zu versuchen, die 
Vereinheitlichung der Arbeiter als die wesentliche Aufgabe jeder Klassenbewegung 
zu hintertreiben. Diese :\-löglichkeit basiert auf der vom Kapital teils bewußt produ-
211 !.\iSF !Hrsg.). Die Septemberstreiks 1969. a. a. 0 ... Cnter berufsspezifischen Gesichts-
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punkten sind in der '.!ehrheit der Betriebe qualifizierte Arbeitergruppen die tragenden 
und treibenden Krafte des Streiks." 1Ebd„ S. 2401 
zierten tendenziellen Teilung zwischen deutschen und ausländischen Arbeitern ;n 
untere Schichten einerseits und Facharbeiter andererseits. vor allem in den 
Industriebetrieben. besonders ausgeprägt \\iederum in der A utomobilindustri.e 
(BMW. Ford. Daimler Benz). Dies führt einmal dazu. dab die der 
Arbeit als Streikgegenstand von vornherein sch1wr verallgememert 11erden ka11,·;. 
( Da[, es sich dabei nicht um eine absolut zu setzende Selm ierigkeit handelt habrn 
wir 1m Aufsatz .. Zum Zusammenhang 1·011 Kapitalakkumulaüon. , 1 
den Formen der Profitproduktion und der Rolle neuerer Entlohnungsmethoden ,;i 
der BRD'" (PROKLA '.\r. -1- und 5) zu zeigen versuche: nämlich In uni 
Dequalifikation betreffen zunehmend auch traditionelle Arbeiterscl11d1tenl 1.iJ 
kommt der Gewerkschaft an sich die Aufgabe zu. als Orgamsat1on die Konkurre1,2 
zwischen den Arbeitern. d.h. auch zwischen den verschiedenen A.rbe1te1scl12,.·he 1 
abzubauen und aufzuheben. sofern sich in dieser Konkurrenz auch unterss.:hicdhch~ 
Bedingungen der Arbeiter reflektieren. Wo Forderungen nicht aus sich heraus 1CJ1 
vornherein von allen Arbeiterschichten gleichmäi~ig vertreten 1wrden. 11:He es eben_ 
gerade Aufgabe der Gewerkschaft. über die Organisation eine '.1oglichkeit 
ner Solidarität herzustellen. Gerade dies geschieht aber, 11ie die Streiks 
haben. nicht oder nur in Ausnahmefällen seitens besonders bewufcter betr1eb!ic·11er 
Kader. Hiermit kommen 1\ir auf ein 11e1teres Problem der gegem\art1gen Sch\1,ä,·lic 
der Gewerkschaft: gerade für die IG-'.,1etall ist typisch. daß sie sich. auch in 1hr,n 
betrieblichen Organisationen der Vertrauensleute. primar auf die F acharbc1 , -
schichten stützt und vor allem deren Interessen gegenüber dem vertrin. d1e 
ausländischen Arbeiter demgegenüber in der Gewerkschaft 11,eitgehend isolien sind. 
(Wieweit dies allgemein für die unteren Schichten der Arbeiter und ihre Posit:, 
innerhalb der gewerkschaftlichen Interessenvertretung gilt. 1\·are noch zu u11 
chen.) 
Grenzen der gegenwärtigen Politik betrieblicher Gewerkschaftskader 
sichtbar 
Es ist wohl kein Zufall. daf~ die Grenzen der Politik auch linkn betneblicher 
werkschaftskader in einer Streikbewegung offenbar werden. in der die unteren 
Schichten der Arbeiter oft die Initiatoren und Hauptträger des Streiks smd. 1969 
war demgegenüber die Streikbewegung von den betrieblichen 
z. T. getragen. z. T. mehr oder weniger widerspruchslos aufgenomrnen wo;de!i 
Typisch ist hier wieder der Hoesch-Streik. wo 1969 Betriebsräte und \'ertrauensieu.-
te den Streik initiiert hatten. 1973 dagegen der Vertrauenskorper nicht rn der Lage 
ist. eine von den Arbeitern an der Feineisenstraße ausgehende. von ihm :-1icht initi-
ierte Streikbewegung zu organisieren und zu einem Erfolg zu bringen. Bei Ford. 
einer Hochburg der Gewerkschaftslinken in den 60er Jahren ( dort war 
auch versucht worden eine betriebsnahe Tarifpolitik. Kontrolle der B::mdgeschwm-
digkeiten usw. durch einen gewerkschaftlich kontrollierten Betriebsrat durchzuset-
zen). führen u. a. die nur innerhalb der betrieblichen Imtit11tio11e11 des Betriebsrats 
12) Vgl. ebd. S 25u-253 
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und \ · ertrauenskorpers ausgefochtenen Fraktionskämpfe zwischen rechtem BR und 
Ce1.1. erkschaftslinken. die sich auf personelle Stellenwechsel beziehen. zur weitge-
henden Lahmung dieser Institutionen zu Beginn des Streiks. zu ihrer durchgehenden 
Distanzierung und teih,eisen Bekampfung der selbständigen Streikleitung. die selbst 
wieder Resultat des Zustands der betrieblichen Interessenvertretungsorgane ist. Hier 
v;nd auch deutlich. \1.ie der rechte Betriebsrat durch seine Art der Verhandlung 
selbst die Spaltung Z\1.ischen deutschen und ausländischen Arbeitern forciert. indem 
er die Verhandlung dann fur beendet erklart. als die Forderung nach Lohnerhöhung. 
die \·on allen \ertreten \\l!!de. partiell durchgesetzt ist. die besonderen Forderungen 
der ausländischen Arbeiter ( Lrlaub. Arbeitsbedingungen) dagegen nicht weiterzu-
\·erhandeln bereit isr. 
Ein weiteres \loment der gegenwärtigen Grenzen der Politik auch linker be-
tneblicher Ge\\erkschaftskader. 1.1.ird m der Schwäche dieser Kader sichtbar. sobald 
sich die Ge\1.erkschaftszentrale von dem Streik distanziert. Im Septemberstreik hat-
ten die betrieblichen Kader den Ruckenwind einer verhandlungsbereiten Gewerk-
schaftsfuhrung. vor allem in der IG-\letall. (Die besondere Situation im Bergbau 
konnen \'. ir hier nicht behandeln). Dies gilt 1973 nicht mehr. Fehlt also einerseits 
haufig die \1.irkliche Verbindung zwischen der Politik auch linker Gewerkschafter 
im Betrieb mit den unteren Schichten der Arbeiter. welche den Streik tragen. so 
entspricht dem auf der anderen Seite. da[, sie z. T. auch nicht selbständig und 
selbstbe\1u[,t den Konflikt mit der IG-\1etallspitze auszutragen in der Lage sind. 
(Auf die Grunde. welche für diese Erscheinung in der institutionellen Organisation 
des \/ertrauenskorpers irn Verhaltnis zu Betriebsrat. Lnternehmensleitung und Ge-
\Wrkschaftsapparat zu suchen sind. soll in einem spater zu veröffentlichenden Auf-
satz eingegangen \\erden.) 
Das Problem kann noch an folgender Entwicklung verdeutlicht werden. Im 
und \1ai kommt es zu einer breiten Formulierung von Forderungen aus den 
Venrauenskörpern. aber auch den ortlichen Vertreterversammlungen an die Ge-
\.1·erkschaftsführung. die sich auf eine Entfristung der Tarifverträge richten. Doch 
dieser Versuch. aus den Betrieben heraus Einflu[, auf die Gesamtlohnbewegung zu 
gev;innen. der Zersplitterungstaktik des Kapitals entgegenzuwirken, bleibt erfolglos. 
Die Gewerkschaftsführung macht nicht den Versuch. durch gewerkschaftlich initi-
ierte betriebliche Streiks die nötige Lnterstützung für die Verhandlungen sich zu 
sichern. Sie verhandelt ohne Erfolg auf Spitzenebene. nicht einmal die große Tarif-
kommission wurde zu den Verhandlungen hinzugezogen. Während die betrieblichen 
und ortlichen Ge\\erkschaftsfunktionäre ihre Forderungen gegenuber der IG-Metall-
spitze formulieren. beginnen in den Betrieben die Streiks um Teuerungszulage. Sie 
richten sich unmittelbar an den einzelnen Lnternehmer. die Arbeiter kämpfen da. 
wo sie kämpfen können. auf Betriebsebene. Die Forderungen richten sich nicht an 
die Grnerkschaft. Es fällt auf. wie in dieser Phase die Aktionen betrieblicher Ge-
werkschaftskader und Aktionen der Arbeiter auseinanderzulaufen beginnen. Mögen 
nun auch die Gründe. aus denen Vertreterversammlungen und Vertrauenskörper 
ihre Appelle an die Gewerkschaftsführung richten. unterschiedlich sein. mag bei den 
einen die Vorstellung bestimmend gewesen sein. die Gewerkschaft solle durch ihre 
Initiative eine Streikbewegung verhindern. mögen andere davon ausgegangen sein. 
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die Gewerkschaft müsse dazu gezwungen werden, die Kamplbcrcilschaft in den 
Be trieben auszunutzen, um ein besseres allgcmci11es Ergebnis 1u erzielen; in jedem 
Fall fällt auf, dal~ die Streiks sich nicht auf eine Unterstützung der Spitzengespräche 
richten, sondern auf die Auseinandersetzung mit dem Kapital illl !Jctrich. Darin 
reflektiert sich die Erfahrung der Arbeiter von dem Ergebnis der Tarifverhandlung, 
der Nutzlosigkeit der Streikbereitschaft der Arbeiter in Bezug auf das Handeln der 
Gewerkschaftsführung. Dieses Nebeneinanderherlaufen entwickelt sich dann bei 
Ford zum eklatantesten Widerspruch. Ford war der Betrieb, von dem aus mehrmals 
sowohl über den Vertrauenskörper, als auch über Belegschaftsversammlungen, als 
auch über die Ortsverwaltung Appelle an die IG-Metallführung gegangen waren. 
Aber selbst in Betrieben, wo selbstbewufüe linke Betriebsräte den Streik ohne 
Legitimierung der Gewerkschaftsführung führen, kommt es zu Niederlagen. So etwa 
bei AEG-Küppersbusch. Hier läfü sich einfach der Konzern, dem der Betrieb ange-
hört, durch den Streik eines Einzelbetriebs nicht zwingen. Eine Solidarisierung aus 
anderen Betrieben des Konzerns bleibt aus. Die Auffassung, dal~ bei einem der 
Belegschaft verpflichteten Betriebsrat oder bzw. und bei einem starken, unabhängi-
gen VK innerhalb einer relativ günstigen ökonomischen Situation der Kampf gegen 
den einzelnen Kapitalisten erfolgreich geführt werden könne, mul~ aufgrund der 
aktuellen Kämpfe neu überprüft werden. 
Zusammenfassende Überlegungen 
Wenn es eine politisch hewußte Strategie des Kapitals gibt, so immer die der 
Schwächung der Arbeiterklasse durch Ler.1plitterung und Spaltung. Der Entwick-
lungsgrad des Klassenkampfs von oben ist dabei nur Reflex der verschlechterten 
Bedingungen der Reproduktion und Akkumulation des Kapitals (23). Dabei sei 
noch einmal daran erinnert, daß sich zwar im Vergleich zu dem rasanten Auf-
schwung nach der Krise 196 7, in welchen die Septemberstreiks 1969 fallen, die 
Bedingungen der Profitproduktion für das Kapital im Jahre 1973 verschlechtert 
haben, daß sich aber trotzdem die Arbeiterklasse in diesem Jahr aufgrund des nicht 
vorhandenen aktuellen Drucks einer industriellen Reservearmee und der Auftragsla-
ge des Kapitals in einer relativ starken ökonomischen Position gegenüber dem Kapi-
tal befindet. Diese relative ökonomische Stärke versucht das Kapital jetzt aber 
politisch zu unterlaufen. Zum einen durch die Strategie, das Zustandekommen einer 
23) Wir haben im letzten Heft der PROKLA (Nr. 8/9) in Auseinandersetzung mit der RGO-
Politik der KPD/AO-Gruppe gezeigt, daf~ der stattfindende Prozeb der Enttäuschung der 
Arbeiter über das Nichtfunktionieren der Gewerkschaft als Kampfinstrument notwendige 
Voraussetzung überhaupt für die Entwicklung eines Klassenbewufüseins unter den gegen-
wärtigen Verhältnissen ist. Der Lernprozefa, der hier gemacht ¼erden mul.l, zielt auf die 
Erkenntnis, daf~ die Gewerkschaftsorganisation als Kampfinstrument der Arbeiter nur 
dann funktionieren kann, wenn sie von den Arbeitern über die Austragung von Konflik-
ten innerhalb derselben auch wirklich zu einem solchen gemacht wird. Diese Erkenntnis 
bedeutet auch die Überwindung einer Schranke im Bewußtsein der Arbeiter selbst, 
nämlich der Vorstellung, per Delegation der Interessenwahrnehmung an die Gewerk-
schaftsorganisation oder die Betriebsräte sei ihre gesellschaftliche Stellung zu verteidigen. 
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geschlossenen spontanen Streikbewegung zu verhindern. Dazu hat ihm der niedrige 
Lohnabschluß der IG-Metall in den Einzelbetrieben den nötigen Spielraum für je-
weilige Lohnerhöhungen gelassen. Zum andern aber auch durch den Einsatz von 
Polizei in einem seit J;,:1:::c,, n:r;;,+ mehr erlebten Ausmaß. Während der Streiks wird 
spätestens dann g·i;c:.: .nc ;\rhciter ein Polizeieinsatz inszeniert, wenn das Kapital 
durch Weiterführung der Streiks ökonomisch zu Zugeständnissen gezwungen gewe-
sen wäre. 
Wieweit eine solche Strategie des Kapitals Erfolg hat, hängt andererseits von 
dem historisch entwickelten Charakter der Gewerkschaftsorganisation und der Klas-
senkämpfe ab. In den Niederlagen der Streikbewegung 1973 reflektiert sich dem-
nach die Schwäche der Gewerkschaftsorganisation als Klassenorganisation. Ent-
scheidende Einbruchsstellen für die Strategie des Kapitals sind: Die historisch her-
ausgebildete Beschränkung der Gewerkschaft auf die Gesamtlohnbewegung, d. h. 
die Ausgrenzung des Verhältnisses zwischen Lohnarbeit und Kapital im Produk-
tionsprozeß aus dem Bereich ihrer Interessenwahrnehmung und -repräsentation; die 
ebenfalls historisch begründete Festlegung der Gewerkschaftsführung, aber auch 
größerer Teile der Betriebsräte und Vertrauensleute auf die Unterstützung der Poli-
tik der SPD; die politisch durchgesetzte Trennung zwischen betrieblicher Interessen-
vertretung im Betriebsrat und der Gewerkschaft (BetrVG); die entsprechende Fest-
lcgung des Betriebsrats auf die Friedenspflicht, d. h. die institutionell un,~ rechtlich 
verhinderte bzw. eingeschränkte Kampffähigkeit der Gewerkschaften auf Betriebs-
ebene: die außerordentlich schwache Stellung der betrieblichen Gewerkschaftsorga-
ne (Vertrauensleute) gegenüber dem Gewerkschaftsapparat, ihr mangelnder Einfluß 
auf die tarifpolitischen Entscheidungen, aber auch ihre fehlende Verhandlungsmög-
lichkeit mit dem Unternehmer: die innere Schwäche der Vertrauenskörper selbst, 
insofern in ihnen oft nur die deutschen Facharbeiter, nicht aber die unteren Schich-
ten der Arbeiter repräsentiert sind; die Abhängigkeit der Vertrauensleute vom Be-
triebsrat: das Fehlen einer inhaltlich entwickelten Strategie gegen das Kapital auch 
in Teilen der Gewerkschaftslinken. Der starke organisatorische Apparat verdeckt 
nicht mehr den tatsächlichen Zustand der Zersplitterung der Klasse. Der Inhalt der 
Gewerkschaftseinheit als Einheit der Arbeiterklasse gegen das Kapital wird ins Ge-
genteil verkehrt, wenn sich die Gewerkschaftsführung auf die Einheit der Gewerk-
schaft als Bedingung der Stärke der Arbeiter gegen die spontanen Streikbewegungen 
beruft; wenn rechte Betriebsräte, wie bei Ford geschehen, sich weigern, die Forde-
rungen der Arbeiter gegenüber der Unternehmensleitung zu vertreten mit der Be-
gründung, dies laufe auf Betriebssyndikalismus hinaus: wenn sich demnach die Ge-
werkschaft auf rechte Betriebsräte stützen muß, um ihren Anspruch, die Einheit der 
Arbeiter zu repräsentieren, aufrechtzuerhalten. Dies in einer Situation, wo diese 
einheitliche Organisation der Arbeiter wenig produktive Potenzen zur Entwicklung 
der Klassenkämpfe freizusetzen vermag, wo innerhalb der Gewerkschaft versucht 
wird, die Kritik an der offiziellen Gewerkschaftspolitik mit dem Verdikt des ge-
werkschaftsschädigenden bzw. spalterischen Verhaltens zu unterdrücken; wo die 
inneren Organe der Gewerkschaft, soweit sie über den Betrieb hinausgehen, wenig 
Raum lassen für die Auseinandersetzung um eine Strategie der Arbeiter gegen das 
Kapital; wo die linken Kräfte innerhalb der Gewerkschaft nur schwer zu einer über 
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den Betrieb hinausgehenden Kooperation kommen können, sondern auf eine be-
triebsbornierte Politik zurückgeworfen zu werden drohen; wo auf der anderen Seite 
gerade die Beschränkung der linken Gewerkschaftskader auf einen betriebsinternen 
Spielraum selbst die Grenzen einer solchen auf den Betrieb beschränkten Politik 
sichtbar machen, nämlich dort, wo sich auf der Ebene des Einzelbetriebs das Kapi-
tal nicht zwingen läßt. Indem die Gewerkschaft als überbetriebliche Organisation 
nicht die Bewegung solcher Avantgardebetriebe aufnimmt, wird der Erfolg soicher 
Kämpfe auf der Ebene der Einzelbetriebe in Frage gestellt. Andererseits können die 
Kampfpotenzen solcher Betriebe auch nicht zu Machtpositionen der Arbeiterklasse 
gegen das Kapital, vermittelt durch die Gewerkschaftsorganisation, entwickelt wer-
den. 
Daß es zu keiner geschlossenen Streikwelle kommt, sondern die Kämpfe sich 
zersplittern, dafür gibt es noch einen weiteren Grund. In der gegebenen Situation 
des Drucks auf die Lohnrate und des Versuchs des Kapitals, durch neue Lohnsyste-
me, Veränderung des Akkords, Rationalisierungsmaßnahmen und Entlassungen die 
Profite zu erhöhen, zeigt sich die Unfähigkeit des gewerkschaftlichen Kampfs gegen 
die vom Kapital innerhalb der Betriebe je spezifisch gesetzten Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen wirksam anzugehen; was dann zu spontanen Streiks führt, die sich durch 
die Forderung nach Teuerungszulage als der gewerkschaftlich schon anerkannten 
Forderung zu legitimieren und durchzusetzen suchen. Oft sind es eben solche inner-
betrieblichen Konflikte, die den Streik auslösen; wobei die Forderung nach Teue-
rungszulage die einfachste Möglichkeit für die Belegschaften bildet, den Streik in-
nerhalb des Betriebs zu verallgemeinern ( exemplarisch bei John Deere ). Dies zeigt 
aber nur, daß die Notwendigkeit zu solchen einzelbetrieblichen Kämpfen existiert, 
die Unfähigkeit aber, diese Kämpfe gewerkschaftlich zu organisieren, gleichzeitig 
zum Resultat hat, daß auch keine geschlossene Streikbewegung zustande kommt. 
Dies zeigt, daß die Alternative nicht die zwischen zentralen und beirieblichen 
Kämpfen ist, sondern daß verallgemeinerte, zentrale Kämpfe nur geführt ,verden 
können, wenn auch auf Betriebsebene die Auseinandersetzung mit dem Kapital um 
die je spezifischen Arbeits- und Entlohnungsbedingungen geführt werden kann. 
So desolat sich der Zustand der Gewerkschaft innerhalb der Streikbewegung 
des Jahres 1973 zeigt, so kämpferisch sind oft auf der anderen Seite die betriebli-
chen Streiks. Während die Gewerkschaftslinke jahrelang davon ausging, ein wesentli-
ches Problem gewerkschaftlicher Kampfstärke bildete die mangelnde ,Mobilisierung' 
der Belegschaften, sieht sie sich jetzt zunehmend vor das Problem gestellt, daß in 
Betrieben, wo gestreikt wird, die Gewerkschaft nicht in der Lage und nicht gewillt 
1st, diese Kampfbereitschaft in eine Machtposition der Arbeiter gegen das Kapital 
umzusetzen. So entscheidend wichtig die gegenwärtige Streikbewegung für die Wie-
derentwicklung der Kampffähigkeit und des Klassen bewußtseins der Arbeiter ist, so 
steht sie doch vor dem Dilemma, daß die Waffe der gewerkschaftlich organisierten 
Einheit der Arbeiter gegen das Kapital stumpf ist. Andererseits liegt die ganze 
Stärke und der Fortschritt dieser Klassenbewegung darin, daß sie das Problem der 
Gewerkschaftseinheit als Klasseneinheit erstmals klar und deutlich auf die Tagesord-
nung setzt, nicht nur für vereinzelte, klassenbewußte Arbeiter und Gewerkschafts-
kader, sondern für größere Teile der Arbeiter und der betrieblichen Gewerkschafts-
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organe. Die Niederlagen bilden selbst die Voraussetzung für breiter getragene Aus-
einandersetzungen innerhalb der Gewerkschaft um deren Politik. Hier kann die ihres 
Inhalts entleerte Form der Einheitsgewerkschaft. einer Gewerkschaftsorganisation, 
die 1.um einen alle Schichten der Arbeiter in sich vereinigt, zum anderen nicht 
politisch in Richtungsgewerkschaften gespalten ist, wieder zur produktiven Potenz 
der Klassl.'n:tuseinandersetzung werden. Vermittelt über die Form der Einheitsge-
werkschaft wird notwendigerweise unter dem Druck der gegenwärtigen Niederlagen 
die Ause111a11derset[ung um die Kampffähigkeit und -bereitschaft der Gesamtorgani-
sation in diese hineingetragen. Dies kann auf allen Ebenen der Organisation gesche-
hen: In der Auseinandersetzung zwischen rechtssozialdemokratischen Betriebsräten 
und Vertrauensleuten mit der Gewerkschaftslinken und den Arbeitern im Betrieb, 
im Versuch der Entwicklung von Widerstand gegen die offizielle Gewerkschaftspoli-
tik durch einzelne Ortsverwaltungen: aber auch, wie die IG-Metall in Nordbaden 
Nordwürttemberg zeigt, durch eine wie immer auch motivierte Ausnchtung der 
Tarifpolitik auf d;is Problem der Arbeitsbedingungen in den Betrieben innerhalb 
einer Region. Gerade bei dieser neuen Entwicklung in Nordbaden/Nordwürttemberg 
ist 1.u frngen, wieweit die Tatsache, dal~ der Gewerkschafts;ippara t selbst den bisher 
nicht L,U r Kenntnis genommenen A usbeu tungsprozeg im Betrieb zum Gegenstand 
gewerkschaftlichen Kampfes macht, für die Zukunft Bewegungen freisetzt und legi-
timiert, die der gegenwärtigen Schwäche der gewerkschaftlichen Organ'sation als 
Kampforganisation im Betrieb entgegenwirken können. Denn die Herrschaft des 
Kapitals über den Produktionsprozel~ impliziert, dal~ das Kapital versuchen wird. 
jede durch affgcmci11c Tarifauseinandersetzungen durchgesetzten Zugeständnisse auf 
Bcrricbscbc11c wieder rückgängig zu machen, wenn sich dem nicht kampffähige 
Organisationen der Arbeiter im Betrieb entgegenstellen: eine Erfahrung übrigens, die 
sich z. B. in I t;ilien in der Delegiertenbewegung reflektiert ( 24 ). 
Aber auch im Propagieren des Konzepts der betriebsnahen Tarifpolitik reflek-
tiert sich, wie immer auch noch unfertig, das Begreifen der Notwendigkeit. die 
Kamptbere1tschaft und -fähigkeit der Arbeiter auf Betriebsebene für die Politik der 
Gewerkschaftsorg;inisation als vor;intreibendes Moment nutzbar zu machen, auf der 
anderen Seite die gewerkschaftliche Kampffähigkeit auf Betriebsebene überhaupt 
erst wieder herzustellen. Dies wird besonders dann deutlich, wenn der Zusammen-
hang zwischen dem Postul;it nach betriebsnaher Tmifpolitik und Stärkung der Stel-
lung der Vertrauensleute innerhalb der Organisation gesehen wird. Wenigstens über-
sehen die Kritiken, die von der Linken an dieser Forderung nach betriebsnaher 
Tarifpolitik geübt werden, den tatsächlichen Zustand der Zersplitterung, welcher 
durch die getrennte Interessenorganisation in Betriebsrat und Gewerkschaft gesetzt 
ist. Daß solche Konzepte sich noch weitgehend auf der Ebene organisatorischer 
Vorstellungen bewegen, sich erst allmählich mit Inhalten einer Klassenpolitik gegen 
das Kapital auffüllen werden, sagt nur etwas über ihre Unfertigkeit angesichts der 
Tatsache, daß die Probleme der Klasseneinheit, wie zu zeigen versucht wurde, sich 
konkret auch erst über Kämpfe, Erfolge und Niederlagen der Klassenbewegung 
herausarbeiten. In einem späteren Aufsatz soll auf diese in der Gewerkschaftslinken 
24) Vgl. d:izu das dcmnüchst im Mervc-Vcrlag L'rschcincndc Buch über diL' italienische Ge-
\\ crkschaftsbc\1·egung, insbesondere den dort veröffentlichten Aut\atz von Garavini. 
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sich entwickelnden Konzeptionen und Strategien noch genauer unter den Fragestel-
lungen, die wir an der Analyse dieser Streikbewegung gewonnen haben, eingegangen 
werden. Soviel sei noch gesagt: Solange die Vernachlässigung des Problems der 
Kampffähigkeit der Gewerkschaft auf Betriebsebene nicht durch die Erfahrungen 
selbst als entscheidende Schwäche der Gewerkschaft sichtbar wurde, konnten vom 
Gewerkschaftsapparat Konzeptionen in dieser Richtung als Störfaktoren der ein-
kommenspolitischen Linie der Gewerkschaftsführung äbgekappt und unterdrückt 
werden. Je mehr dagegen die Strategie des Käpitals offen sichtbar wird (als Versuch 
nämlich, durch die Beschränkung der Gewerkschaft auf national ausgeh,mdelte T,m-
fe und die damit geförderte Entfremdung von den Mitgliedern der Gewerkschaft 
jeden Einfluß äuf die wirklichen Lebensbedingungen der Arbeiter zu nehmen), 
desto mehr sind gerade auch die unteren Gewerkschaftsfunktionäre dazu 1;ezwu11-
gen. sich für eine Wiederherstellung der Kampffähigkeit der Gewerkschaft auf allen 
Ebenen und eine innere Demokratisierung der Entscheidungsprozesse ein1.uset1.en. 
Die wesentliche Machtbasis, auf welche sie sich dabei stützen müssen, sind die 
Kämpfe der Arbeiter in den Betrieben selbst. 
Zusammengefafü handelt es sich darum, daß die Klasseneinheit sich nicht 
organisatorisch im Gewerkschaftsäpparat darstellen kann, sondern dal.~ diese Einheit 
wesentlich Resultat des Klassenkampfs zwischen Lohnarbeit und Kapital sein kann, 
von den Arbeitern selbst als ihr Problem erfahren und entwickelt werdrn muJ.~. 
Dabei kann die konkrete historische Verfassung der Gewerkschäftsorgänisauon die-
sen Prozet~ befordern oder hemmen. Das gegenwärtig entscheidende l!emmnis der 
Entwicklung bildet die Bindung zwischen SPD und Gewerkschaft, sowie die Macht-
position rechter SPD-Funktionäre innerhalb der Gewerkschaft. Für die weitere Ana-
lyse der Klassenentwicklung in der BRD gilt es also, die Ansatzpunkte und Hebel 
aufzuzeigen, über welche die gegenwärtigen Erfahrungen von Niederlagen umgesetzt 
werden können in Lernprozesse der Arbeiter und der Organisation selbst, Lernpro-
zesse, in denen der Widerspruch zwischen bestehender bürgerlicher Politik und not-
wendiger Klassenpolitik in der Gewerkschaft äusgetragen wird und durch die die 
Gewerkschaft wieder fähig gemacht wird, die Aufgaben der Klassenbewegung in 
Kämpfen mit dem Kapital wahrzunehmen. 
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